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Antrag 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Lokale Radiovielfalt in NRW erhalten – Die Landesregierung muss den technischen 
Einstieg des Lokalfunks in DAB+ finanziell fördern 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die 44 Lokalradios leisten einen wichtigen Beitrag zur Medienvielfalt in Nordrhein-Westfalen. 
Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Hörfunk und dessen regionale und lokale 
Lokalberichterstattung ist ungebrochen groß. Der Radiomarkt steht gleichwohl – ähnlich wie 
die Printmedien – vor großen Herausforderungen. Die Einführung des Digitalradiostandards 
DAB+ könnte den Wettbewerb um Marktanteile auf dem NRW-Hörermarkt verschärfen und 
damit das System des flächendeckenden lokalen Hörfunks in NRW gefährden. Erschwerend 
kommt hinzu, dass die Landesregierung auch eineinhalb Jahre nach Regierungsantritt immer 
noch nicht willens ist, sich für den Lokalfunk in seiner redaktionellen Vielfalt und dessen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auszusprechen.  
 
Der öffentlich-rechtliche Hörfunk benötigt für den bundesweiten Einstieg in DAB+ bis zum Jahr 
2025 einen dreistelligen Millionenbetrag, den er aus dem Rundfunkbeitrag finanzieren kann. 
Der private Hörfunk benötigt für den DAB+-Einstieg eine vergleichbare Summe. Dieser 
Zusatzaufwand ist nach Auffassung des Verbands Privater Medien e.V. (VAUNET) über 
Werbeinnahmen allein nicht zu finanzieren. In Bayern wurde ein DAB+-Konzept vorgelegt, mit 
dem die privaten Lokalradioanbieter bei der Umstellung von UKW auf Digitalradio konkret 
unterstützt werden. Das Konzept soll bis zum Jahr 2019 umgesetzt sein. Ob die nordrhein-
westfälische Landesregierung ebenfalls ein vereinfachtes Verfahren zur Vergabe von 
Kapazitäten in den regionalen DAB+-Netzen plant (Simulcast-Szenario) oder die privaten 
Lokalradios bei dem Einstieg in DAB+ finanziell fördern will, ist weiterhin unbekannt.  
 
CDU und FDP bekennen sich zwar in ihrem Koalitionsvertrag zum dualen Rundfunksystem, 
haben aber seit Regierungsantritt keine konkreten Vorschläge dafür vorgelegt, wie dessen 
Rahmenbedingungen an das digitale Zeitalter angepasst werden sollen.1  
 
 
 

                                                
1 Vgl. hierzu den „Koalitionsvertrag für Nordrhein-Westfalen 2017-2022“, Seite 97.  
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II. Der Landtag stellt fest: 
 

1. Der Lokalfunk in NRW trägt neben den WDR-Radioprogrammen zur Medienvielfalt in 
unserem Bundesland bei und ist für die Demokratie und die gesellschaftliche 
Kommunikation vor Ort wichtig. 

2. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 44 lokalen Radiosender tragen entscheidend 
zur lokalen Berichterstattung bei. 

3. Das Zwei-Säulen-Modell aus Veranstaltergemeinschaften und Betriebsgesellschaften 
hat sich bewährt. 

4. Ein von der Landesanstalt für Medien NRW in Auftrag gegebenes Gutachten kommt 
zu dem Schluss, dass der Einstieg in DAB+ aus wirtschaftlichen Gründen notwendig 
sein kann. Für die privaten Lokalfunkanbieter kann es schwierig werden, die Kosten 
für den Einstieg und den Parallelbetrieb (UKW/DAB+) aus eigener Finanzkraft 
aufzubringen.  

5. Die Sicherung und Weiterentwicklung des lokalen Radiomarktes kann nur in 
Absprache mit den Veranstaltergemeinschaften und Betriebsgesellschaften erfolgen.  

 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung deshalb auf: 
 

1. Die Landesregierung muss die privaten Lokalfunkanbieter beim technischen Einstieg 
von UKW in DAB+ finanziell unterstützen. 

2. Die Landesregierung muss einen Runden Tisch zur Zukunft des Radiomarktes in 
Nordrhein-Westfalen einberufen. An dem Runden Tisch müssen alle gesellschaftlich 
relevanten Vertreterinnen und Vertreter des privaten und öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, der Landesmedienanstalt NRW sowie der Landesregierung und des 
Landtags beteiligt werden. 

3. Die Landesregierung muss klar das Ziel formulieren, dass sie den privaten Lokalfunk 
in seiner redaktionellen Vielfalt und mit seiner Struktur des Zwei-Säulen-Modells 
erhalten will.  
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